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Bamberg – die Stadt  
mit Potenzialen
Bamberg als Weltkulturerbe hat 
viele Pfunde, mit denen es auch 
wirtschaftlich wuchern kann. 
Denkmalpflege und Denkmal-
sanierung sind zugleich loka-
le Wirtschaftsförderung. Als 
Oberbürgermeisterin werde ich 
unsere Weltkulturerbestadt zum 
Kompetenzzentrum für die 
ökologische Altbausanie-
rung ausbauen.

Neue Ideen für die  
Wirtschaftsförderung in 
der Region
Die neue, umweltschonende 
Brennstoffzellentechnik ist 
ein zukunftsträchtiges Gewerbe, 
das in Deutschland gerade erst 
aufgebaut und entwickelt wird. 
Die Stadt Bamberg muss auf 
Messen und Tagungen in dieser 
Branche präsent sein und gezielt 

für Bamberg als Wirtschafts-
standort werben.

Wir brauchen eine Vermark-
tung von typisch Bamberger 
Produkten auch über Bamberg 
hinaus; etwa Gärtner- und Brau-
ereiprodukte. Auszubauen ist 
umweltfreundlicher Touris-
mus – z.B. für Fahrrad-, Schiffs- 
und Zugreisende –, Tourismu-
sangebote für Familien und Ju-
gendliche und barrierefreie Mög-
lichkeiten für Menschen mit Be-
hinderung – im Gehen, Sehen 
oder Hören.

Eine intensive Zusammenar-
beit mit dem Landkreis und der 
weiteren Region muss an die 
Stelle der bisherigen Konfron-
tation treten. Wir brauchen ei-
nen Gewerbesteuerzweckver-
band, damit Stadt und Land-
kreis-Gemeinden nicht mehr um 
die Ansiedlung von Firmen kon-
kurrieren, sondern ein gemein-
sames Konzept tragen.

Die Innenstadt muss durch 
eine Ausweitung der guten Ge-
schäftslagen gestärkt werden. 
Dies ist aber nur mit einer kon-
sequenten Verkehrsberuhigung 
möglich. Schon heute liegen die 
begehrtesten und besten Ge-
schäftsräume in der Fußgänger-
zone. Die Achse Bahnhof-Dom 

hat das Potenzial zur verkehrs-
beruhigten Einkaufs- und Fla-
niermeile.

Dort, wo es leer stehende La-
denräume gibt, muss die Stadt 
mit einem City-Gewerbema-
nagement negative Auswir-
kungen auf die Nachbarschaft 
abmildern und zwischen Gewer-
beinteressenten und Hauseigen-
tümern moderieren. Dabei müs-
sen Räumlichkeiten kurzfris-
tig anderweitig genutzt werden, 
z.B. für Veranstaltungen oder 
Ausstellungen, mit dem Ziel, 
neue passende Nutzer zu ver-
mitteln.

Bei den Finanzen an die 
Zukunft denken!
Die Stadt muss angesichts ih-
rer prekären Haushaltslage aber 
auch selbst nachhaltig wirt-

schaften. Es geht also darum, 
innerhalb des Machbaren Priori-
täten zu setzen. Verzichtbar sind 
ein neues Spaßhallenbad am Sta-
dion, der Ausbau der Kronach-
er Straße und das Parkleitsys-
tem. Nicht gespart werden darf 
hingegen beim Bauunterhalt 
und der Ausstattung der Schu-
len, bei der Sanierung der vor-
handenen Bäder, bei der Bahn-
untertunnelung für Fußgänger, 
beim barrierefreien Ausbau des 
Rathauses und des ZOB, im Sa-
nierungsgebiet Sand und in den 
Soziale-Stadt-Gebieten Gereuth 
und Bamberg-Ost.

Um die derzeit übliche Fi-
nanzpolitik im Rathaus grund-
legend zu ändern, braucht es ei-
ne Verwaltungsreform, wie 
sie anderswo längst praktiziert 
wird: Die Senate dürfen nicht 
mehr, wie jetzt, Projekte be-
schließen, die dann doch nicht 
finanzierbar sind und Bamberg 
noch weiter in die Schuldenfalle 
treiben. Stattdessen muss jeder 
Senat mit Budgetverantwor-
tung entscheiden. D.h. inner-
halb eines vorher festgelegten 
Budgets kann jeder Senat in sei-
nem Zuständigkeitsbereich be-
schließen, welche Projekte ver-
wirklicht und finanziert werden 

und welche nicht.

Hilfen für den  
Arbeitsmarkt
Auch auf dem Arbeitsmarkt 
trägt die Stadt im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten Mitverant-
wortung. Ausbildungsplätze 
in städtischen Betrieben dür-
fen keinesfalls reduziert werden. 
Die Krankenpflegeschule am 
Klinikum sollte künftig wieder 
zwei Ausbildungskurse jährlich 
anbieten. Darüber hinaus muss 
sich die Stadt um mehr Ausbil-
dungsplätze in Betrieben küm-
mern und die Möglichkeit, dass 
sich mehrere Firmen einen Aus-
bildungsplatz teilen, durch Bera-
tung und konkrete Hilfe unter-
stützen.

Arbeitssuchende finden oft 
deshalb keinen Arbeitsplatz, 

weil ihnen wichtige Vorausset-
zungen oder Qualifikationen 
fehlen. Hier kann die Stadt im 
Rahmen der Arbeitsgemein-
schaft mit der Arbeitsagentur 
gezielt tätig werden: Sprach-
kurse für Menschen mit Mig-
rationshintergrund, angepasste 
Kinderbetreuungsangebote 
für Alleinerziehende, Wieder-
eingliederungs- und Quali-
fizierungskurse für Langzeit-
arbeitslose, Unterstützung bei 
der Wohnungssuche und indi-
viduelle Betreuung für Ob-
dachlose. Und, die Stadt muss 
sich noch stärker mit Konzep-
ten und Ideen für die Förde-
rung von Existenzgründun-
gen stark machen.
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Bamberg – die Stadt für alle
Bamberg soll eine Stadt sein, 
in der sich alle gleichberechtigt 
zu Hause fühlen, Familien und 
Singles, Alt und Jung, in Bam-
berg oder anderswo geboren.

Leider verlassen gerade vie-
le Familien die Stadt und ziehen 
aufs Land, obwohl sie eigent-
lich gerne das urbane Leben ge-
nießen würden. Doch sie brau-
chen auch passenden Wohn-
raum für Familien, eine in-
takte Umwelt und schadstoffar-
me Luft, Spielraum für ihre Kin-
der, sichere Schulwege, Kinder-
betreuungsangebote und vieles 
mehr. Die Stadt muss deshalb 
neue Wohnformen fördern, die 
gar nicht erst mit dem Einfa-
milienhaus auf dem Land kon-
kurrieren wollen, sondern ei-
gene urbane Qualitäten entwi-
ckeln: innerstädtische Wohn-
projekte mit generationen-
übergreifendem Ansatz und 
Nachbarschaftsstruktur für 
Familien und Singles, auto-
freie Fuß- und Fahrradwege, ein 
gutes ÖPNV-Angebot und das 
Flair des Weltkulturerbes.

Positiv für Familien –  
positiv für alle
Ein Gesamtverkehrskonzept 
muss sich danach ausrichten, 
den öffentlichen Raum wie-
der sicherer zu machen. Dazu 
müssen der Individualver-
kehr reduziert und weitestge-
hend Tempo-30-Zonen einge-
führt werden. In Wohngebie-
ten müssen geeignete Straßen-
räume für Kinder zum Spielen 
nutzbar sein. Durch eine drin-
gend notwendige Verkehrs-
beruhigung in stark betroffe-
nen Straßen, wie etwa Mem-
melsdorfer Straße, Königstraße 
und Nonnenbrücke, muss die 
Schadstoffbelastung in der 
Luft reduziert werden.

Bamberg wird dann für Fa-

milien attraktiv, wenn es auch 
genügend Betreuungsange-
bote für Kinder bietet; de-
zentral, wohnortnah und viel-
fältig bei Konzepten und Trä-
gern. Vor allem das Krippen-
angebot für die Kleinsten muss 
verbessert werden. Ich wer-
de dafür Sorge tragen, dass die 
Stadt durch flexible Teilzeit-
arbeit für Väter und Mütter 
die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf unterstützt. In den 
städtischen Betrieben müssen 
Arbeitszeiten auf die Bedürf-
nisse von Familien – seien es 
Ein- oder Zwei-Eltern-Familien 
– abgestimmt werden.

Auf besondere Bedürf-
nisse Rücksicht nehmen
Frauen und Männer haben 
oft unterschiedliche Bedürf-
nisse, sei es beim öffentlichen 
Nahverkehr, bei der Stadtpla-
nung oder als Hilfesuchende 
im städtischen Behörden. Der 
differenzierte Blick auf kom-
munalpolitische Entscheidun-

gen, je aus der unterschiedli-
chen Perspektive von Frau-
en und Männern, muss des-
halb in der Verwaltung veran-
kert werden („Gender Mainstre-
aming“). Auch die Finanzpolitik 
der Stadt muss auf Geschlechter-
gerechtigkeit überprüft werden 
(„Gender Budgeting“). Frauen-
politische Belange werde ich of-
fensiv vertreten und die Gleich-
stellungsbeauftragte stärken.

Es muss auf die spezifischen 
Bedürfnisse aller Bevölke-
rungsgruppen geachtet wer-
den. Alte Menschen und Men-
schen mit Behinderung brau-
chen beispielsweise barrierefreie 
Zugänge zu öffentlichen Einrich-
tungen – das Rathaus am Max-
platz muss über eine Rampe er-
reichbar sein. Menschen und 
vor allem Kinder mit Migrati-
onshintergrund brauchen beson-
dere Förderung: Ihnen kommen 
Ganztagsschulen zugute, weil da-
durch soziale Nachteile ausgegli-
chen und bessere Bildungschan-
cen geschaffen werden.

Bamberg – die Stadt  
der Bildung und der Kultur
Als Oberbürgermeisterin wer-
de ich in Zusammenarbeit mit 
allen Kulturschaffenden einen 
Kulturentwicklungsplan auf-
legen: Nach einer Bestandsauf-
nahme und Bewertung dessen, 
was vorhanden und positiv oder 
negativ ist, werden wir dann ge-
meinsame Visionen und Zie-
le entwickeln, die auf konkret 
Machbares und einen realisti-
schen Zeitplan heruntergebro-
chen werden.

Kultur – erreichbar für alle

Außerdem sind Kulturförder-
richtlinien aufzustellen, die es 
leider in Bamberg bisher nicht 
gibt. Künftig sollen Zuschüsse 
entsprechend den Leistungen 
der jeweiligen Institution ver-
geben werden. Kriterien kön-
nen dabei sein: soziale Erreich-
barkeit des Kulturangebots für 
alle Menschen, Barrierefreiheit, 
gezielte Jugendangebote, Pro-
jekte zur Integration von Mig-
rantinnen und Migranten. Dar-
an wird sich dann aber auch die 
so genannte etablierte Kultur 
messen lassen müssen, wie et-
wa das E.T.A.-Hoffmann-The-

ater oder die Bamberger Sym-
phoniker.

Förderung bedarf in Bamberg 
zeitgenössische Kunst, Ak-
tionskunst und Kunst im öf-
fentlichen Raum. Auch die Ju-
gendkultur und Kulturinitia-
tiven in den Stadtteilen brau-
chen eine vernetzende Betreu-
ung in der Stadtverwaltung, da-
mit das oft enorme Engagement 
in der Bevölkerung nicht an bü-
rokratischen Hürden scheitert.

Die vor allem kultur- und geis-
teswissenschaftlich ausgerichte-
te Universität ist stärker in das 
Kulturleben und Fragen der 
Denkmalpflege, z.B. bei konkre-
ten Sanierungskonzepten, ein-
zubinden. Die Stadt muss sich 
mit Nachdruck für einen Erhalt 
der Universität und ihrer Fa-
kultäten einsetzen.

Schulen – ein Platz zum 
Lernen und Leben
Beim Erhalt der Schulbauten 
und ihrer Ausstattung wurde in 
der Vergangenheit der Rotstift 
über Gebühr angesetzt. Die städ-
tische Wirtschaftsschule muss-
te in den letzten Schuljahren 

klassenweise Kinder abweisen, 
weil die Stadt nicht mehr Geld 
zur Verfügung stellte. Künftig 
muss die Wirtschaftsschule so 
viele Klassen finanziert bekom-
men, wie sie benötigt. Bereits im 
Schuljahr 2006/7 wird eine wei-
tere Klasse eingerichtet.

Beim Ausbau von Ganz-
tagsschulen muss Bamberg be-
herzter tätig werden. Denn es 
gibt eindeutig zunehmenden Be-
darf von Familien und berufstä-
tigen Eltern, aber auch von sozi-
al benachteiligten Kindern oder 
Kindern mit Migrationshinter-
grund. Auch bei der Mittags-
betreuung an Grundschulen 
muss die Stadt Elterninitiativen 
tatkräftig und finanziell unter-
stützen. Wie wichtig und erfolg-
reich Schulsozialarbeit ist, hat 
der Schulversuch an der Hei-
delsteigschule gezeigt, es muss 
künftig mehr Stellen, auch an 
anderen Schulen, geben. Ich set-
ze mich dafür ein, dass die städ-
tischen Schulen in staatliche 
Trägerschaft übernommen und 
die dadurch frei werdenden Mit-
tel in ein Ganztagsschulangebot 
fließen werden. 

Bamberg braucht mehr Krippenplätze.                    Foto: Erich Weiß

Die Luitpoldstraße als verkehrsberuhigte Einkaufs- und Flaniermeile und die Innenstadt stärken.
Foto: Erich Weiß

Das Wahlprogramm in 
voller Länge und noch 
mehr Informationen:
www.ursula-sowa.de
www.gal.bamberg.de


